
Entwicklungslinien der Umweltverträglichkeitsprüfung

Lines of Development of Environmental Impact Assessments

Die Umweltverträglichkeitsprüfung  (UVP) befindet sich im fünften Jahrzehnt einer verzweigten,
sich stetig wandelnden Geschichte. Der Beitrag zeichnet die großen Linien ihrer Entwicklung nach.
Er gibt einen Überblick über die transnationalen Arenen, in denen sie sich herausgebildet hat,
fasst die wichtigsten Schritte ihrer Entwicklung zusammen und erörtert rechtspolitische Reformop-
tionen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf dem Inhalt der UVP, und zwar auf der Bewertung der Aus-
wirkungen, auf der Alternativenprüfung sowie auf einer Einbeziehung von Input-Wirkungen und
sozio-ökonomischen Folgen. Ein abschließendes Petitum ist die Hochzonung der Strategischen Um-
weltprüfung auf die Ebene von Plänen und Programmen der EU.

The environmental impact assessment (EIA) looks back to five decades of a branched and changeful
emergence. The article summarizes the numerous transnational arenas that gave birth to the EIA
and depicts the most important stages in the development of the EIA. It then discusses possible
options for the future of the EIA. Its focus is on substantial issues, in particular the evaluation of
effects, the testing of alternatives, and the consideration of inputs as well as of socio-economic
effects. As a final petitum, the article proposes to establish strategic environmental assessment at
the level of EU plans and programmes.

Deutschland; Projekt-Umweltverträglichkeitsprüfung; Strategische Umweltprüfung; Umweltschutz,
Geschichte; Politikanalyse; Umweltrecht; Europarecht; Bundesrecht

Germany; Environmental impact assessment; Strategic environmental assessment; History of the
protection of the environment; Policy analysis; Environmental law; European law; Federal law

Gerd Winter1

Zusammenfassung

Abstract

Schlagworte

Keywords

Sc
hw

er
pu

nk
t

Schwerpunktbeitrag

89
© 2017 UVP-Gesellschaft e.V. | ISSN 0933-0690 | http://dx.doi.org/10.17442/uvp-report.031.10
WINTER | UVP-report 31 (2): 89-97 | 2017

erausbildung in vielen Arenen
Während die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

letztlich im nationalen Rahmen verbindlich und prak-
tisch wird, haben an ihrer heutigen Gestalt von Anbe-
ginn an viele Arenen der Politikformation  mitgewirkt.
Dies wird auch in Zukunft so sein, wenn nicht natio-
nalstaatlicher Solipsismus zu dominieren beginnt. Die
UVP ist also ein typisches Produkt transnationaler Dis-
kurse und Interessenkämpfe. Zu den beteiligten Politik-
arenen gehören vor allem
c das Ausland, im Fall der UVP zunächst die USA, Frank-

reich und die Niederlande, die die ersten Vorbilder
geliefert haben, und später mehrere weitere Mit-
gliedstaaten der EWG/EG/EU mit ihren unterschied-
lichen Traditionen;

c die EWG, EG und EU, deren politische Organe ein ge-
meinsames Konzept hervorgebracht haben und deren
Gerichtsbarkeit dieses weiter geschärft und durch-
gesetzt hat;

c internationale politische Foren wie die UN Economic
Commission for Europe (ECE), die die  Abkommen von
Espoo über die grenzüberschreitende UVP und das
Protokoll von Kiew über die Strategische Umweltprü-
fung (SUP) sowie das Aarhus-Abkommen über Verfah-
ren und Rechtsschutz im Umweltrecht hervorgebracht
haben;

c internationale Gerichtsbarkeit, die in dem Urteil

Pulp Mills des Internationalen Gerichtshofs (IGH) vom
20. April 2010 die UVP-Pflicht zu einem der wenigen
Gewohnheitsrechtssätze des Umweltvölkerrechts er-
hoben hat;

c nationale Gerichte und Behördennetzwerke wie das
EU Network for the Implementation and Enforcement
of Environmental Law (IMPEL) und die Bund-Länder-
Arbeitsgemeinschaften, die den Vollzug unterstüt-
zen;

c professionelle Netzwerke wie in Deutschland die
UVP-Gesellschaft, die praktische Erfahrungen poli-
tisch artikulieren;

c Netzwerke politiknaher Experten der Mitgliedstaaten
und der Europäischen Kommission, politologisch
auch epistemic communities genannt.
Die Beiträge dieser Arenen lassen sich allgemein wie

folgt charakterisieren: Hoch bedeutsam war – sozusa-
gen horizontal – der Rechtstransfer zwischen Staaten,
wie insbesondere von den USA nach Europa. Ebenso
wirksam war und ist die Harmonisierung durch die
EG/EU, die renitente Mitgliedstaaten in Verhandlungen
drängte und schließlich – sozusagen vertikal – in die
Befolgung zwang und zwingt. Zu berücksichtigen sind
auch Einflussströme aus den Post-Ostblock-Staaten, de-
ren Glasnost-Orientierung die Informationszugangs-,
Partizipations- und Rechtsschutzvorschriften der Aar-
hus-Konvention provozierte und die EG/EU völkerrecht-
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lich anspornte. Im Hintergrund der Verrechtlichung der
UVP wirkte der Diskurs der epistemic community der
Experten, der von der damals noch ökologisch aufge-
schlossenen Funktionselite der EWG/EG und ihren ein-
flussreichen einzelnen „moral entrepreneurs“ entfacht
und in Praxis umgesetzt wurde.

Die Vielzahl der Arenen ist ein Feld für strategisches
Verhalten. Akteure, die mit einer politischen Initiative
auf nationaler Ebene scheitern, können es „top down“
versuchen und eine europäische Initiative starten oder
auf der Espoo- oder Aarhus-Ebene aktiv werden. Ak-
teure, die den Vollzug im Einzelfall durchsetzen wollen,
können sich an nationale Gerichte wenden oder eine
Vorlage an den Europäischen Gerichtshof zu erwirken
versuchen oder auch die Durchsetzungsausschüsse auf
Espoo- und Aarhus-Ebene anrufen. Natürlich gibt es
überall Zugangsschranken, aber sie sind nicht unüber-
windbar.

Entwicklungsphasen
Eine erste Phase der UVP-Diskussion fand in Deutsch-
land Ende der 1960er Jahre und in den 1970er Jahren
statt, als die sozialliberale Koalition die Umweltpolitik
entdeckte und in Gang brachte. Die beiden Pole der
Diskussion bildeten auf der einen Seite ein sehr ambi-
tioniertes Programm, das die UVP als prozeduralen und
materiellen Königsweg zu mehr Umweltschutz propa-
gierte, und auf der anderen Seite die These, dass die
UVP überflüssig sei, weil das geltende Umweltrecht,
und insbesondere das Immissionsschutzrecht, sie be-
reits hinreichend verwirkliche (Cupei 1986: Kap. 3).

Es kam dann 1973 zu einem recht anspruchsvollen
deutschen Gesetzentwurf (abgedruckt in Cupei 1986:
45-48), der eine UVP zwar nur für öffentliche, also
nicht auch für private Maßnahmen vorsah, sich immer-
hin aber sowohl auf Projekte als auch auf Pläne und
Programme und sogar auf Entwürfe zu Rechtsvorschrif-
ten erstreckte. Der Entwurf besaß zudem einen betont
materiell-rechtlichen Gehalt. Eine UVP-spezifische Öf-
fentlichkeitsbeteiligung war nicht vorgesehen, weil an-
genommen wurde, dass diese in den Trägerverfahren
gesichert sei. Die hin und wieder vorgetragene Idee,
auch sozio-ökonomische Auswirkungen zu prüfen, wur-
de nicht aufgegriffen.

Der Entwurf scheiterte jedoch an kompetenzrechtli-
chen Bedenken und politischem Widerstand. Die statt-
dessen angenommene Verwaltungsvorschrift, die dem
Gesetzentwurf inhaltlich ähnelte, aber auf Bundesmaß-
nahmen beschränkt wurde, griff in der Verwaltungs-
praxis nur wenig und blieb gerade bei wichtigen
Großprojekten (wie z. B. dem Ausbau des Nürburgrings)
und Planungen (wie z. B. dem Kohleveredelungspro-
gramm) unbeachtet (Cupei 1986: 69). Deutschland hatte
damit seine mangelnde Bereitschaft zu einer eigenen
Lösung bewiesen. Stattdessen suchten die Befürworter
nun den supranationalen Weg über die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft – ein frühes Beispiel für das
strategische Spiel mit unterschiedlichen Entschei-
dungsebenen.

Die zweite Phase war dementsprechend europäisch
geprägt. Grundlegend waren rechtsvergleichende Be-

richte, die auf Vorläufer in den USA und in Frankreich,
Großbritannien und insbesondere den Niederlanden
verwiesen. 1985 wurde die neue UVP-Richtlinie
85/337/EWG verabschiedet. Sie beschränkte den An-
wendungsbereich der UVP auf bestimmte größere Pro-
jekte, wobei aber private Projekte einbezogen wurden.
Höherstufige Planung und Gesetzgebung blieben außen
vor. Unterschieden wurde zwischen definitiv und erst
nach Vorprüfung UVP-pflichtigen Vorhaben. Entgegen
früheren Konzepten, nach denen die UVP eine behörd-
liche Aufgabe sei, wurde die Beibringung der Angaben
dem Antragsteller auferlegt, wobei die Behörden die-
sem zweckdienliche Informationen zur Verfügung stel-
len sollten. Die Angaben sind Faktenmaterial für die
Entscheidung der zuständigen Behörde und von dieser
zu berücksichtigen, d. h. weder einfach nur zur Kennt-
nis zu nehmen noch sklavisch zu befolgen. Die Beteili-
gung anderer Behörden, bei grenzüberschreitenden
Auswirkungen auch der ausländischen Behörden, ist
wesentliches Anliegen, ebenso die Beteiligung der Öf-
fentlichkeit – auch derjenigen in anderen betroffenen
EWG-Staaten –, wobei zwischen der Information der
allgemeinen Öffentlichkeit und der Anhörung der be-
troffenen Öffentlichkeit unterschieden wird.

Insgesamt war die offizielle deutsche Haltung zu den
europäischen Diskursen von der Befürchtung geprägt,
dass die europäische Lösung nicht streng genug ausfal-
len würde. Der Deutsche Bundestag stellte dementspre-
chend klar, dass die Vorgaben der Richtlinie nur als
Mindestanforderungen zu verstehen seien (Deutscher
Bundestag 1983, abgedr. bei Cupei 1986, Anhang 4).
Das ist angesichts des heutigen Zurückschreckens vor
jedem nationalen Weitergehen, dem sogenannten „gold
plating“ europäischen Rechts, bemerkenswert.

Die dritte Phase, die man von 1985 bis heute anset-
zen kann, diente der Transformation in nationale Ge-
setzgebung und Praxis sowie der Ausarbeitung und
Hinzufügung einzelner Elemente, die die Kontur und
den Gehalt der Projekt-UVP immer weiter schärften.
Hinzu kam die Einführung der SUP.

Einen wichtigen Beitrag leistete der EuGH (vgl. die
Zusammenstellung in COM 2013). Wie auch sonst im Um-
weltrecht spielte er auch beim UVP-Konzept eine akti-
ve und konstruktive Rolle, und zwar insbesondere im
Hinblick auf den Anwendungsbereich und die Durchset-
zung der UVP, teils aber auch im Hinblick auf das Ver-
fahren und den Inhalt der UVP.

Zur Klärung des Anwendungsbereichs der UVP-
Pflicht urteilte der EuGH, das Ermessen der Mitglied-
staaten bei den vorprüfungsfähigen Projekten sei nicht
unbegrenzt, sondern an den Zielen der UVP nach Art. 2
Abs. 1 der Richtlinie auszurichten;2 die Entscheidung
müsse begründet, aber nicht publiziert werden;3

grenzüberschreitende Leitungen seien als Gesamtheit
UVP-pflichtig;4 ein durch Gesetzgebung festgelegtes
Projekt müsse den Zielen der Richtlinie entsprechen.5

Zur Durchsetzung der UVP oder – im Jargon – für
ihren effet utile stellte der EuGH mit Entschiedenheit
fest, die Richtlinie sei unmittelbar anwendbar, wenn
der nationale Gesetzgeber sie nicht oder unzureichend
umgesetzt habe;6 die betroffene Öffentlichkeit müsseSc
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gegen die Entscheidung, dass keine UVP durchzuführen
ist, klagen können, wenn eine Person materiell betrof-
fen oder in ihren Rechten verletzt sei;7 der Rechts-
schutz gegen eine UVP-pflichtige Entscheidung er-
strecke sich nicht nur auf die Rüge, dass eine UVP un-
terlassen, sondern auch darauf, dass sie fehlerhaft
sei;8 es sei zwar zulässig, Verfahrensfehler als für das
Ergebnis unerheblich einzustufen und eine darauf ge-
stützte Klage abzuweisen, aber die Behörde trage die
Beweislast dafür, dass ohne den Verfahrensfehler die-
selbe Entscheidung getroffen worden wäre,9 und
schließlich: Einwände, die im Verwaltungsverfahren
nicht vorgebracht worden sind, sind im Gerichtsver-
fahren nicht präkludiert.10

Zum Inhalt der UVP hat der EuGH die Berücksichti-
gung kumulativer Wirkungen mehrerer Projekte ange-
mahnt und fachliche Bewertungsmaßstäbe überprüft.11

Hauptakteur neben dem EuGH (und den hier nicht
weiter thematisierten nationalen Legislativen und Ge-
richten) war der Gesetzgeber der EG/EU. Die UVP-Än-
derungsrichtlinie 97/11/EG präzisierte die Kriterien
der Vorprüfung der UVP-Pflicht, führte inhaltliche und
prozedurale Vorgaben zum Scoping ein, schrieb eine
Erläuterung der vom Vorhabenträger geprüften Alter-
nativen vor und intensivierte die grenzüberschreiten-
de Öffentlichkeitsbeteiligung. Die die Aarhus-Konven-
tion umsetzende ÖB-Richtlinie 2003/35/EG differen-
zierte die Öffentlichkeitsbeteiligung weiter aus und
schrieb eine Verbandsklage vor. Mehrere Richtlinien
präzisierten und erweiterten die Listen mit den
pflichtmäßig und optional zu prüfenden Projekten.
2011 erfolgte eine Konsolidierung durch UVP-Richtlinie
2011/92/EG, die die bis dato angenommenen Änderun-
gen zusammenfasste.

Der größte Schritt der dritten Phase war jedoch die
Einführung der Prüfung der Umweltauswirkungen von
bestimmten Plänen und Programmen, der sogenannten
SUP, durch Richtlinie 2001/42/EG.

Im Jahr 2010 wurde eine größere Evaluation mit eu-
ropaweiter Konsultation veranlasst, die in einen Kom-
missionsvorschlag von 2012 mit recht weitreichenden
Änderungen mündete (KOM 2012: 628). Hervorzuheben
sind vor allem das obligatorische Scoping und eine ob-
ligatorische Alternativenprüfung. In der daraufhin ver-
abschiedeten UVP-Änderungsrichtlinie 2014/52/EU
wurden diese Vorschläge abgeschwächt bzw. nicht auf-
gegriffen. Von den beschlossenen Änderungen sollen
nur einige herausgegriffen und kurz kommentiert wer-
den:

Die Bewertung und Berücksichtigung der Umweltaus-
wirkungen wurde in die Schritte „begründete Schluss-
folgerung der zuständigen Behörde“ und „Integration
der begründeten Schlussfolgerung in alle Entscheidun-
gen“ ausdifferenziert (Art. 1 Abs. 2 n.F.). Die Regelung
lässt (vernünftigerweise) offen, ob die Schlussfolge-
rung verbindliche Wirkung haben soll, wie es in man-
chen neuen Mitgliedstaaten der Fall ist, oder ob sie nur
berücksichtigt wird, wie etwa im deutschen Konzept.
Unentschieden bleibt auch die praktisch hoch relevan-
te Frage, nach welchen Kriterien die Schlussfolgerung
zu ziehen ist.

Die UVP soll bei gemeinsamen und bei koordinierten
Verfahren mit anderen Umweltprüfungen (z. B. nach der
FFH-Richtlinie) zusammengeführt werden (Art. 2 Abs. 2
u. 3 n.F.). Das damit verbundene Risiko, dass die Be-
sonderheiten der Umweltfolgenprüfung etwa nach UVP-
Recht und Natura-2000-Recht nivelliert werden, wird
nicht thematisiert. Das Risiko hat sich inzwischen in
den Kommissionsleitlinien für die Straffung der UVP
verwirklicht, nach denen die UVP auch Alternativlösun-
gen, Schadensminderungsmaßnahmen und Ausgleichs-
maßnahmen für Natura-2000-Gebiete enthalten soll
(KOM 2016: Kap. 4.3). Dadurch wird überspielt, dass be-
einträchtigende Projekte unzulässig sind und nur ganz
ausnahmsweise zugelassen werden können.12 Der Aus-
nahmecharakter wird nach Auffassung des Autors stär-
ker betont, wenn die spezifischen Voraussetzungen in
einem getrennten Dokument abgehandelt werden.

Es wird klargestellt, dass ein per Gesetz zugelasse-
nes Projekt den Zielen der Richtlinie entsprechen muss
(Art. 2 Abs. 5 n.F.). Während diese Änderung in Aus-
führung einschlägiger EuGH-Rechtsprechung13 primär
auf Gesetze zielt, die ein bestimmtes Projekt abschlie-
ßend zulassen, könnten sich aus ihm auch neue Anfor-
derungen zur Beurteilung von Gesetzen wie dem Fern-
straßenausbaugesetz ergeben, die Teilfragen wie den
Bedarf entscheiden.

Das Schutzgut Boden wird auf die Fläche (engl.: land)
erweitert und es wird klargestellt,14 nicht nur das 
Klein-, sondern auch das Großklima in den Blick zu neh-
men ist (Art. 3 Abs. 1 c) mit Anhang IV Nr. 4). Das ist
sehr zu begrüßen, erzeugt aber ein schwer zu bewälti-
gendes Skalenproblem, weil ein einzelnes Projekt auf
seine Auswirkungen auf hoch aggregierte Schutzgüter
zu beurteilen ist. Es muss vermieden werden, dass im
Ergebnis dann häufiger festgestellt wird, die Auswir-
kungen seien geringfügig.

Die zuständigen Behörden werden auf Objektivität
und fachkundige Beratung verpflichtet (Art. 9a n.F.). Das
ist sicherlich essenziell, aber eigentlich selbstver-
ständlich und jedenfalls eine Frage des allgemeinen
Verwaltungsrechts, nicht nur des UVP-Rechts.

Insgesamt spricht aus der Änderungsrichtlinie eine
gewisse Weitschweifigkeit, die in der europäischen
Umweltgesetzgebung seit geraumer Zeit allerdings häu-
figer anzutreffen ist. Immerhin ist aber festzustellen,
dass keine Verschlechterung der Konzeption eingetre-
ten ist, obwohl man dies angesichts der regulierungs-
aversen Ankündigungen von REFIT, better regulation,
smart regulation, MakeItWork etc. hätte befürchten
können.

Weitere Reformschritte in einer vierten
Phase?
Am Anfang einer möglichen vierten Phase müsste eine
gründlichere Analyse der gegenwärtigen Lage der UVP
stehen. Sie würde wohl zunächst einen Widerstreit
feststellen. Auf der einen Seite agieren die Umwelt-
schützer und die Profession der Planer, unterstützt von
minutiös prüfenden Gerichten, die immer umfangrei-
chere UVPen („Unheimlich Viel Papier“) provozieren.
Auf der anderen Seite stehen die Investoren und die ih-



nen gewogene Verwaltung, die die Projekte mittels
Screening, Untersuchungslücken oder günstigen Bewer-
tungen oft durch die UVP-Pflichten hindurchlavieren.
Im Endeffekt ändert das anspruchsvolle UVP-Konzept
kaum etwas daran, dass die natürlichen Ressourcen
dramatisch weiter degradieren. Auswege aus dieser
Aporie zu finden, überschreitet den Horizont dieses
Beitrags. Nur ein Gedanke sei beigesteuert: Könnte man
von der wissenschaftlichen Aufarbeitung der Auswir-
kungen zu einer lebenspraktischeren Betrachtung und
Bewertung des Vorhabens übergehen? Und sollte man
nicht mit einer Nutzenkritik beginnen, die das Ziel der
Maßnahme in Frage stellt und danach fragt, ob es das
Opfer an natürlichen Ressourcen rechtfertigt? Nehmen
wir die Küstenautobahn A20, die in ca 50 km Entfer-
nung von der Ostseeküste und Nordseeküste einen
großen Bogen von Polen bis in die Niederlande schlägt.
Braucht man wirklich tausende von Seiten, um festzu-
stellen, dass der Nutzen sehr zweifelhaft ist,15 und um
dies gegen den sicheren und massiven Eingriff in Land,
Biodiversität und Klima abzuwägen?

Ich möchte für eine mögliche vierte Phase einige
konkretere Vorschläge machen. Sie sehen danach aus,
als würde die UVP nur noch umfangreicher werden,
können aber auch als Ermutigung zu knapperer Ein-
schätzung verstanden werden. Es geht um vier Aspekte
des Inhalts der UVP, nämlich die Rolle der Bewertung,
die Dimensionierung der Alternativenprüfung, die Be-
trachtung von Input-Wirkungen und die Einbeziehung
von sozio-ökonomischen Auswirkungen. Ein Terrain,
das ganz neu erschlossen werden sollte, erwähne ich
abschließend, nämlich die SUP für Pläne und Program-
me der EU.

Bewertung
Die Bewertung der Umweltauswirkungen gilt als Trans-
missionsriemen zwischen fachlicher Beschreibung und
rechtlich gestützter Entscheidung. Während die Richt-
linie die Bewertungsmaßstäbe offen lässt, wird § 12
UVPG überwiegend so verstanden, dass die Bewertung
sich am einschlägigen Fachrecht orientiert (was vom
Satzbau der Bestimmung her keineswegs nahe liegt).
Die frühere Kontroverse, ob es nicht besser ist,
zunächst fachlich-wissenschaftlich zu bewerten, also
das Umweltrisiko sozusagen schonungslos auf den Tisch
zu legen und das Recht erst über die Berücksichti-
gungsklausel zum Zuge kommen zu lassen, ist damit er-
ledigt.

Trotzdem bleiben der fachlich-wissenschaftlichen
Bewertung wichtige Entfaltungsmöglichkeiten inso-
weit, wie das Fachrecht nicht definitiv formuliert ist,
sondern Beurteilungs- und Ermessensspielräume eröff-
net. Manche Kommentatoren erwecken den Anschein,
auch diese Räume seien durch rechtliche Deduktionen
zu füllen. Tatsächlich sind sie aber offen für gute Grün-
de aller Art, und gerade solcher der Fachwissenschaf-
ten, die nach ihren eigenen Kriterien (wie z. B. einer
Ökosystembetrachtung) die Intensität der nachteiligen
Auswirkung und die Wertigkeit der betroffenen Schutz-
güter beurteilen. Eine wichtige Einbruchsstelle für
fachlich-wissenschaftliche Bewertungen ist das Vorsor-

geprinzip, das in sektoralen Gesetzen und auch in § 1
UVPG verankert ist, desgleichen auch Formeln, die die
Umwelt als Gesamtheit schützen, wie etwa in § 5
BImSchG und § 2 Abs. 1 Nr. 4 UVPG.16 Diese Formeln er-
möglichen es z. B., Grenzwerte nicht als jedenfalls aus-
nutzbare Messlatte anzusehen, sondern eine deutliche
Unterschreitung zu empfehlen, wenn die Auswirkungen
immerhin noch erhebliche Risiken verursachen (Gass-
ner et al. 2010: 30 f.).

Die Nutzung rechtlicher Beurteilungs- und Ermes-
sensspielräume verlangt von den Fachleuten methodi-
sche Bewusstheit gerade auch in der eigenen Fachkom-
petenz.17 Dies gilt für die Frage, ob die Auswirkungen
negativ oder positiv sind, und für die andere Frage,
wie schwer eine negative Auswirkung wiegt, was meist
nach der Intensität des Eingriffs, der Empfindlichkeit
und der Bedeutung des Schutzguts beurteilt wird. Die-
se Kriterien sind implizit auch vom EuGH anerkannt
worden, als er die Bewertung der Umweltfolgen von
Kohletagebaustätten in Spanien überprüfte.18 Die Lek-
türe von Beispielen von UVPen zeigt allerdings, dass
die Bewertung durch die Verfasser häufig sehr ober-
flächlich ist, z. B. ohne viel Begründung rasch zu dem
Urteil kommt, dass eine Auswirkung erhebliche, gerin-
ge, vernachlässigbare oder keine nachteiligen Auswir-
kungen habe. Andererseits werden häufig schlicht
rechtliche Maßstäbe herangezogen, ohne dass deren In-
terpretations-, Beurteilungs- und Ermessensspielräu-
me erkannt und nach den Regeln juristischer Auslegung
ausgelotet werden. Die Urteile der Experten werden
dann von den Entscheidern gern als autoritative Aussa-
gen übernommen und nicht weiter auf ihre Begründet-
heit geprüft.

Insgesamt geht es hier um ein Hin- und Herwandern
des Blicks von den Fakten zum Recht und zurück (Gass-
ner 2006: § 1 Rnr. 26), das ein interdisziplinäres Ge-
spräch zwischen Fachexperten und Juristen nötig macht
und beiden Seiten Kompetenzbereiche belässt. Die Be-
wertung ist deshalb nicht nur eine gedankliche Opera-
tion, sondern auch ein Produkt sozialer Kommunikati-
on. Ein Beispiel: Führt der Bau einer Straße zum Über-
schreiten von Immissionswerten, kann dies nach der
Rechtsprechung zulässig sein, wenn die Grenzwerte
durch Maßnahmen aufgrund Luftreinhalteplanung letzt-
lich eingehalten werden (BVerwGE 121, 57, 62 f.), was
aber nicht der Fall ist, wenn durch die Straße bereits
vollendete Tatsachen geschaffen werden (BVerwGE 122,
207, 216). Was nun gelten soll, kann die Fachexpertin
nicht ohne Beratung durch Juristen herausfinden. Je-
denfalls wäre die blinde Anwendung der Grenzwerte
unangemessen.

Eine weitere Frage ist, ob die Bewertung, soweit sie
rechtlich determiniert ist, rein nach umweltbezogenen
Normen erfolgen oder auch sonstige Belange einbezie-
hen soll. Vom Konzept der UVP her gesehen, ist sicher-
lich das erstere der Fall. Ein Problem ist nur, dass Um-
weltschutznormen oft in Abwägung mit anderen Belan-
gen, insbesondere den Kosten der mit ihnen ausgelös-
ten Maßnahmen, aufgestellt werden. Es empfiehlt sich,
zwischen solchen Normen, die die Kosten nur bei Un-
verhältnismäßigkeit einfließen lassen, und solchenSc
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Normen, die das Ergebnis offener Abwägungen von Ri-
siken und Kosten sind, zu unterscheiden. Die ersteren
können als umweltrechtliches Fachrecht bezeichnet
werden, die letzteren nicht. Die letzteren kommen des-
halb erst bei der anschließenden Operation der
Berücksichtigung der UVP in der Entscheidung zum Zug.
Ein Beispiel für den ersten Fall: Immissions- und Emis-
sionswerte gegen Luftverschmutzung werden primär
mit Blick auf Folgen für Gesundheit und Umwelt festge-
legt, aber durchaus auch unter Berücksichtigung unver-
hältnismäßiger ökonomischer Kosten justiert (Schmöl-
ling 1986). Sie sind in der UVP dennoch als Bewer-
tungsmaßstäbe heranzuziehen, wobei sich aus dem
Vorsorgeprinzip immerhin aber Spielräume für stren-
gere Forderungen ergeben. Ein Beispiel für den zwei-
ten Fall: In der Planfeststellung können Umweltbelange
„weggewogen“ werden. Dies geschieht aber in einem
Schritt, der erst nach der UVP zu unternehmen ist. Die
UVP muss sich dagegen auf den Umweltaspekt konzen-
trieren.19

Alternativen
Die Prüfung von Alternativen wird im US-amerikani-
schen EIA-Konzept als „the heart of the environmental
impact statement” bezeichnet.20 Dementsprechend ist
die Prüfung von „reasonable alternatives“ obligato-
risch. Das europäische Konzept wagte sich jedoch von
Anfang nicht soweit vor, sondern beschränkte die Be-
trachtung auf vom Projektträger selbst geprüfte Alter-
nativen. Es war ein Hauptergebnis der Konsultationen
von 2010, dass die Alternativenprüfung gestärkt wer-
den sollte.21 Die Kommission schlug deshalb eine
Pflicht zur Prüfung „vernünftiger Alternativen“ (rea-
sonable alternatives) vor.22 Die Verpflichtung wurde
dann aber nicht angenommen, es blieb bei der Option
des Projektträgers. Eine Verpflichtung ergibt sich le-
diglich aus sektoralen Rechtsnormen, wie insbesonde-
re als Element des Abwägungsgebots im Planfeststel-
lungsrecht, bei Natureingriffen und bei Gewässerver-
schlechterungen. Hinsichtlich Luftreinhaltung, Klima-
schutz und Bodenschutz gilt dies jedoch nicht oder nur
sehr eingeschränkt.23 Insofern bleibt das Desiderat ei-
ner allgemeinen Pflicht zur Alternativenprüfung im
UVP-Recht erhalten. Sie könnte in den Spielräumen, die
das Fachrecht für die Bewertung der Umweltverträg-
lichkeit eröffnet, relevant werden.

Neben der Frage der Verbindlichkeit ist das Spek-
trum der zu prüfenden Alternativen problematisch. Es
ist ständige Rechtsprechung, dass nur projektinterne
Varianten zu prüfen sind, nicht auch alternative Pro-
jekte.24 Dies ist jedoch nirgends im Wortlaut der Richt-
linie, des UVPG oder der Fachgesetze ausgedrückt, son-
dern in die Texte hineininterpretiert worden. Es emp-
fiehlt sich, die Maxime „je stärker der Umwelteingriff
ist, desto breiter das Alternativenspektrum“ zugrunde
zu legen. Sie würde sich dem gerichtlich anerkannten
Grundsatz anschließen, dass Vorsorgemaßnahmen
„nach Umfang und Ausmaß dem Risikopotential der Im-
missionen, die sie verhindern soll, proportional sein“
sollen (BVerwGE 69, 37 (44)).

Es ist allerdings einzuräumen, dass auf der Projekt-

ebene die Prüfung von alternativen Projekten sehr 
spät kommt. Der oft lange Vorlauf der Identifizierung
und Ausarbeitung von Projekten kann dann nur noch
schwer wieder aufgerollt werden. Dieses Problem ist
immerhin teilweise durch die Einführung der SUP ent-
schärft worden. Die SUP enthält eine Pflicht zur Prü-
fung „vernünftiger Alternativen“ auf der Ebene von
Plänen und Programmen, neben entsprechenden Pflich-
ten, die sich aus sektoralen Gesetzen (wie z. B. den
raum- und bauplanungsrechtlichen Abwägungsgeboten)
ergeben. Nach einer engeren Kommentarmeinung soll
sich die SUP aber auf Varianten für einzelne planeri-
sche Festsetzungen oder Ausführungsmaßnahmen be-
schränken (Kment 2012: Nr. 25). Nach der überzeugen-
den weiteren Auffassung (Peters & Balla 2006: § 14g
Rnr. 6-9; Gassner 2006: § 14g Rnr. 23 f.) ist die SUP da-
gegen ein Suchprogramm für die ökologisch verträg-
lichste Erreichung des mit dem Plan oder Programm
verfolgten politischen Ziels. Ein solches Ziel mag
durchaus auch durch einen radikal anders konzipierten
Plan erreichbar sein, wenn er ökologisch weniger ein-
greift. Ein Autorenteam von ausgewiesenen Experten
(Rehhausen et al. 2014: 97) spricht dementsprechend
von einem „prozessorientierten Modell, welches Initia-
tive ergreifen und nachhaltige Lösungen entwickeln
soll“. „Während auf der Ebene der Projektzulassung in
der UVP der Fokus auf technischen Varianten und
womöglich Standortvarianten liegt, hat die SUP vor al-
lem die Aufgabe, übergeordnete Systemalternativen zu
prüfen“. In diese Richtung deutet auch z. B § 19b UVPG,
der fordert, dass in der Bundesverkehrswegeplanung
auch alternative Verkehrsnetze und Verkehrsträger zu
prüfen sind.

Wenn aber keine höhere Planungsebene vorgesehen
ist, muss auf der Ebene der Zulassung des Projekts ei-
ne Prüfung von alternativen Projekten, also nicht nur
von projektinternen Varianten, möglich bleiben. Dass
dies tatsächlich durchaus hin und wieder geschieht,
zeigt sich am Beispiel der Planfeststellung zur Elbever-
tiefung. In dem 1. Ergänzungsbeschluss zur Planfest-
stellung wird recht ausführlich auf die Alternativen
„Anlandung im Tiefseehafen Wilhelmshaven sowie im
Ostseeraum wie insbesondere Danzig“ eingegangen
(Generaldirektion Wasserstraßen und Schiffahrt 2013:
66-69). Dies geschieht zwar primär unter dem Ge-
sichtspunkt, wie stark das öffentliche Interesse an ei-
ner maximalen Erreichbarkeit des Hamburger Hafens
ist, in der Sache geht es aber um die Prüfung eines al-
ternativen Projekts. Das BVerwG hat im Urteil zur Er-
weiterung des Frankfurter Flughafens – wenn auch kur-
sorisch – immerhin die Alternative Verlagerung auf
den Zugverkehr geprüft (BVerwGE 142, 234 Rnr. 134 f.).
Und im Urteil über einen Abschnitt der A 20 (Westum-
fahrung Hamburg) hat das BVerwG den Ausbau einer
Stadtautobahn als Alternative erwogen (BVerwGE 148,
373 ff. Rnr. 78 f.).

Mit dem Spektrum der zu prüfenden Alternativen ist
ein dritter Aspekt verbunden: die Setzung des Ziels.
Das Ziel des Vorhabens ist für die Wahl der Alternati-
ven maßgeblich. Es löst die Frage nach ihnen aus und
setzt zugleich Grenzen. Je konkreter das Ziel formuliert



ist, desto enger die in Betracht kommenden Varianten
seiner Verwirklichung und dementsprechend desto en-
ger die Suche nach bestmöglicher Umweltschonung;
vice versa gilt dies hinsichtlich abstrakterer Zielset-
zung. Als allgemeine Orientierung sollte eine mittlere
Stufe der Abstraktheit gesucht werden, wobei wieder-
um gilt, dass das Ziel umso abstrakter zu setzen ist, je
stärker der Umwelteingriff ausfällt. Im Beispiel der Elb-
vertiefung mit ihren Eingriffen in Wasserqualität und
Natur ginge es z. B. nicht an, das Ziel schlicht als Fluss-
vertiefung zu definieren; dann gäbe es Varianten nur
im kleinteiligen Verlauf der Schifffahrtsrinne. Wird als
Ziel vielmehr die Funktionsfähigkeit des Hamburger
Hafens definiert, so vergrößert sich das Spektrum.

Ein viertes Kernproblem der Alternativenprüfung be-
steht darin, ob die Behörde, die über die beantragte
Variante entscheidet, auch für die vorzugswürdige Va-
riante zuständig sein muss, und ob diese Variante vom
Projektträger und unter den gegebenen wesentlichen
Bedingungen (wie z. B. seinem Grundstückseigentum)
verwirklicht werden können muss.25 Meines Erachtens
ist zunächst zu unterscheiden, ob es sich um ein öf-
fentliches oder privates Projekt handelt. Bei öffentli-
chen Projekten stehen öffentliche Projektinteressen
und öffentliche Umweltinteressen im Konflikt. Die Pro-
jektträger sind Funktionäre der jeweiligen Interessen
und deshalb austauschbar: derjenige ist „zuständig“,
der das jeweils gewichtigere Interesse vertritt. Bei
privaten Projekten kommt es darauf an, ob man die Al-
ternativenprüfung primär als Grundrechtseingriff oder
primär als Umweltschutzinstrument versteht.26 Ich den-
ke, es ist primär ein Umweltschutzinstrument, das zu-
gleich auch die Grundrechte einschränkt. Es ist dadurch
charakterisiert, dass es die klassische Setzung von qua-
litativ oder quantitativ formulierten Umweltschutz-
standards um eine neue Denkweise ergänzt, nämlich
die Forderung, dass die knappen natürlichen Ressour-
cen nur von dem Projekt genutzt werden sollen, welches
sie am wenigsten in Anspruch nimmt. Es handelt sich
also um ein Instrument der Vorsorge, des Nichtausrei-
zens der Gefahrengrenze, des Ausschöpfens des Mach-
baren, Vermeidbaren unterhalb der Grenze des Tole-
rierbaren, in gewisser Weise also um die Erweiterung
der Logik des Verhältnisses der Maßstäbe Stand der
Technik und Gefahrvermeidung. Allerdings sollte dabei
im Interesse des Grundrechtsschutzes Maß gehalten
werden. Es bietet sich wiederum an, nach einem Grund-
satz „je stärker der Umwelteingriff, desto disponibler
Projektträger und Projektbedingungen“ zu verfahren.

Input-Wirkungen
Das Umweltrecht hat seinen Ursprung im Wesentlichen
im Nachbarrecht, nämlich in §§ 1004, 906 BGB und dem
daran anknüpfenden § 26 GewO. In diesem Verhältnis
steht die Einwirkung von wägbaren und unwägbaren
Materialien und Wellen von dem verursachenden auf
das leidende Grundstück im Vordergrund. Das Verhält-
nis hat sich dann auf die Beeinträchtigung öffentlicher
Güter – Luft, Wasser, Boden – erweitert, aber der Be-
zug auf wägbare und unwägbare Einwirkungen ist be-
stehen geblieben. Das gilt auch für die Ein- und Aus-

wirkungen im Rahmen der UVP, von Anbeginn bis heu-
te, wobei aber die Schutzgüter (z. B. vom Kleinklima bis
zum globalen Klima) und Auswirkungspfade (z. B. von
direkten zu indirekten Effekten) erweitert worden sind.
Durch diese Sicht ist letztlich auch der Ausdruck „Um-
welt“ geprägt, nämlich als die „Welt“ um den Einwir-
kenden „herum“. Man kann dies auch als Konzentration
auf den Output von Vorhaben bezeichnen.

Neuere Konzepte richten den Blick dagegen auch auf
die Input-Seite von Vorhaben und Aktivitäten (Sanden
& Schomerus 2012). Diese Sichtweise wird besser er-
fasst, wenn man die Umwelt als natürliche Ressource
betrachtet, die auf zweierlei Weise genutzt wird, näm-
lich durch Immissionen einerseits und durch Extraktio-
nen andererseits. Das Immissionsrecht hat die Input-
Seite immerhin bereits insofern einbezogen, als es Ge-
bote der Abfallvermeidung sowie sparsamer und effizi-
enter Energieverwendung aufstellt (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 und
4 BImSchG; Sanden & Schomerus 2012: 185 f., 397 ff.).
Der Hinweis auf Ressourceneffizienz in den Erwä-
gungsgründen 7 und 28 sowie Anhang II A 3. b) der
Richtlinie 2014/52/EU stellen einen weiteren Schritt in
diese Richtung dar, desgleichen die Erstreckung der
UVP auf die „Nutzung der natürlichen Ressourcen, ins-
besondere Flächen, Boden, Wasser und biologische
Vielfalt, wobei soweit möglich die nachhaltige Verfüg-
barkeit dieser Ressourcen zu berücksichtigen ist“, und
auf die „eingesetzten Techniken und Stoffe“ (Anhang IV
5. b) und g)). Die Gebote zäumen die Input-Seite aber
doch eher vom Output her auf. Deshalb ist das Gebot
der Abfallvermeidung ziemlich kraftlos und Ressour-
ceneffizienz ist etwas anderes als Ressourcensuffizi-
enz. Diese richtet sich auf die Verringerung des Ein-
satzes von Energie, Material, persistenten Gefahrstof-
fen, Futtermitteln, etc. im Hinblick darauf, dass deren
Gewinnung Umweltschäden verursacht und deren Ver-
arbeitung in der Produktion meist irgendwann als de-
gradierter Reststoff übrigbleibt. Ähnlich blind für den
Ressourceneinsatz sind die Infrastrukturanlagen. Wer
hätte bisher in rechtlicher Perspektive daran gedacht,
wie viel Material in einer Straße verbaut wird und
welche Ressourcen bei dessen Herstellung verbraucht
werden?

Würde das Fachrecht für die Input-Seite geöffnet,
ergäbe sich ein neues Feld für die UVP. Allerdings müss-
te das Verhältnis zum Produktrecht geklärt werden. Der
Einsatz von Material im Betrieb einer Industrieanlage
oder von Futter in einer Tierzuchtanlage kommt zuneh-
mend auch in der Regulierung des Produktdesigns ins
Visier, soweit diese auch den Materialeinsatz in das
Produkt erfassen soll. Dort ist man auf der Suche nach
angemessenen und machbaren Prüfungsmethoden. Viel-
leicht könnten die Erfahrungen mit der projektbezoge-
nen UVP Anregungen für eine produktbezogene UVP lie-
fern.

Sozio-ökonomische Auswirkungen
Die UVP enthält nach dem Konzept einiger ausländi-
scher Rechtsordnungen wie der US-amerikanischen und
der kanadischen, aber auch der dänischen, eine Unter-
suchung der sozio-ökonomischen Wirkungen der zuSc
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prüfenden Maßnahmen. Dies ist nicht der Fall in der
UVP nach EU-Recht. Nach diesem Konzept findet eine
Abwägung der Umwelteffekte mit den sozio-ökonomi-
schen Effekten eines Vorhabens nicht in der UVP, son-
dern erst auf der Stufe der Berücksichtigung der UVP in
der Entscheidung statt. Vorausgesetzt ist dafür, dass
das Fachrecht eine solche Abwägung vorsieht. Das ist
bei Planfeststellungen und Landnutzungsplänen der
Fall, nicht aber bei Kontrollerlaubnissen wie derjeni-
gen nach dem BImSchG.27

Soweit das Fachrecht eine Untersuchung und Bewer-
tung der sozio-ökonomischen Wirkungen von Projekten
vorschreibt, stellt sich die Frage, ob die Prüfung Ge-
genstand der UVP werden sollte. Jedenfalls wäre dann
erforderlich, dass der für UVP übliche geographisch-
biologische Sachverstand um ökonomische Expertise
ergänzt wird. Gegen die Erweiterung spricht, dass die
Umweltbelange im Potpourri der anderen Belange rela-
tiviert werden könnten und die UVP so an Prägnanz ver-
löre. Man kann dies an US-amerikanischen Beispielen
zeigen. Im Beispiel eines EIA für die Erweiterung eines
Skigebiets werden z. B. einerseits mit großer Verve die
touristischen Vorteile ausgebreitet, während anderer-
seits die ökologischen Nachteile wie z. B. die Verklei-
nerung des Lebensraums von Luchsen nur mehr oder
weniger lakonisch festgestellt werden. Die UVP mündet
nicht in eine Abwägung und zieht keine Schlussfolge-
rungen (USDA Forest Service 2016a). In der Entschei-
dung der zuständigen Behörde ist dann fachrechtlich
eine Abwägung vorgesehen, die sich aber gern den Vor-
teilen anschließt und für die Luchse nur mit der Absicht
aufwartet, dass die Skifahrer zu rücksichtsvoller Nut-
zung des Gebiets angehalten werden sollen (USDA Fo-
rest Service 2016b).

Insgesamt bedürfen diese Fragen jedoch gründliche-
rer Erörterung, für die in diesem Beitrag kein Platz ist.

SUP auf EU-Ebene
In der jüngeren Reformdebatte wird das Petitum wenig
angesprochen, dass eine SUP auch für europäische Plä-
ne, Programme und Gesetzgebung eingeführt werden
sollte. Es fragt sich insbesondere, ob die EU hierzu
nicht nach dem Kiew-Protokoll völkerrechtlich ver-
pflichtet ist, so dass bei strenger Anwendung des Art.
216 Abs. 2 AEUV Rechtsakte mangels Durchführung ei-
ner SUP sogar als nichtig angesehen werden müsste.
Die Europäische Kommission ist vom Implementation
Committee der Espoo-Konvention im Hinblick auf zwei
exemplarische Rechtsakte nach ihrer Haltung zum Kiew-
Protokoll gefragt worden. Dabei handelt es sich um
Verordnung (EG) 913/2010, die Regeln für Korridore für
Bahntrassen festlegt, und VO (EU) 347/2013, die Regeln
für den Bau von transeuropäischer Energieinfrastruk-
tur festlegt.28 Die Kommission antwortete, die Vorga-
ben setzten nicht „den Rahmen für eine zukünftige Ent-
wicklungsgenehmigung“ (development consent) für Pro-
jekte im Sinne von Annex I oder II des Protokolls. Die
SUP und UVP würden erst bei den mitgliedstaatlichen
Realisierungsschritten relevant. Dafür, dass sie durch-
geführt werden, trügen die Rechtsakte Sorge. Hinsicht-
lich der genannten Rechtsakte scheint mir in der Tat

keine Rahmensetzung vorzuliegen, weil sie eher auf die
Öffnung der Infrastruktur für den Wettbewerb ausge-
richtet sind. Ein viel deutlicheres Beispiel für eine
Rahmensetzung ist indessen die TEN-Verordnung (EU)
1315/2013, die mit enormen Folgen für die Umwelt
recht präzise Vorgaben für den Aufbau des transeu-
ropäischen Verkehrsnetzes macht.29 In ihrem Art. 1 II
heißt es denn auch: „Diese Verordnung benennt Vorha-
ben von gemeinsamem Interesse und gibt die Anforde-
rungen vor, die im Hinblick auf den Betrieb der Infra-
struktur des transeuropäischen Verkehrsnetzes einge-
halten werden müssen.“ In der Tat gibt es kaum ein ge-
wichtigeres Argument für ein Verkehrsprojekt in einem
Mitgliedstaat als die Tatsache, dass es zum Transeu-
ropäischen Transportnetzwerk gehöre. Die europäische
Vorgabe wird national nicht mehr in Frage gestellt. Sie
sollte deshalb auf europäischer Ebene geprüft werden
müssen. Das Beispiel zeigt, dass der europäische Ge-
setzgeber tätig werden und eine SUP für Pläne und Pro-
gramme der EU vorschreiben sollte.
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vorgekommen, dass Investoren das Blaue vom Himmel verspro-
chen haben, um eine Anlage bauen zu können, und das Projekt
dann ökonomisch fehlschlug. Je knapper die natürlichen Res-
sourcen werden, desto mehr muss eine Investition, die Res-
sourcen in Anspruch nimmt, begründete Ziele vorweisen kön-
nen. Dies liegt in der Logik dessen, was der Autor an anderer
Stelle ökologische Verhältnismäßigkeit genannt hat (Winter
2013). Die Alternativenprüfung ist in dieser Sicht ein Vorbote,
weil sie auf ein Investitionsziel hindenkt und nach der ökolo-
gisch verträglichsten Alternative fragt.

28 Hinzu kam noch RatsVO 2015/104, die total allowable catch-
Quoten für die Fischerei festlegt. Hierbei handelt es sich je-
doch nicht um Rahmensetzung für Projekte im Sinne der An-
hänge I oder II des Protokolls von Kiew.

29 Diese Frage wird zurzeit vom Compliance Committee der
Espoo-Konvention erörtert.
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gelmäßig Tutorials und Summer Schools zu den The-
men Umweltplanung und -prüfung. Mit dem UVP-Studi-
enpreis werden alle zwei Jahre herausragende Arbei-
ten aus dem breiten Themenfeld der planerischen Um-
weltvorsorge ausgezeichnet. 
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